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Einleitung 

Einleitung 
 „Nous ne coalisons pas des Etats, nous unissons des hommes“, schrieb Jean 
Monnet als Untertitel seiner Autobiographie „Mémoires“ und brachte damit 
den Grundgedanken der europäischen Integration zum Ausdruck.1 Die mit der 
Errichtung des Gemeinsamen Marktes zu erzielende Wirtschaftsintegration 
sollte hiernach nur eine Zwischenetappe zur politischen Einigung Europas sein. 
Die Wirtschaftsintegration sollte ein Instrument zur Erreichung der politischen 
Integration Europas sein. Der Gedanke der Integration von Bürgern anstelle 
von Staaten setzt auf die Begegnung und den Austausch der verschiedenen 
Staatsbürger der Mitgliedstaaten der ursprünglichen Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft. Ihr Erfolg lässt sich damit an der tatsächlichen Inan-
spruchnahme der grenzüberschreitenden Personenfreizügigkeit messen. 

Im Jahr 2011 lebten nach den Angaben von Eurostat 18,8 Millionen Uni-
onsbürger in einem anderen EU-Mitgliedstaat als demjenigen ihrer Staatsan-
gehörigkeit. Dies entsprach einem Anteil von 3,7 % der Gesamtbevölkerung 
der 28 EU-Mitgliedstaaten.2 Im Jahr 2005 waren es (vor dem Beitritt Rumäni-
ens und Bulgariens) noch 8,2 Millionen Unionsbürger.3 Diese steigende An-
zahl von grenzüberschreitend mobilen Unionsbürgern schlägt sich auch in Fa-
milienbeziehungen nieder. In Deutschland wurden im Jahr 2012 beispielsweise 
18.898 transnationale Ehen geschlossen.4 Hinzu traten in diesem Jahr 30.939 
Lebendgeburten von verheirateten Eltern, die gemischtnational mit mindestens 
einem Unionsbürger waren.5 Diese gemischtnationalen Familienverhältnisse 
                                                           

1 Monnet, Mémoires. 
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4 Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Zahlen des Statistischen Bundesam-

tes, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Natürliche Bevölkerungsbewegung, 2012, Fachse-
rie 1 Reihe 1.1, Tabellen 14.10.1 und 14.10.2 über Eheschließungen nach Staatsangehörig-
keit. Unter einer transnationalen Ehe wird hier die Ehe zwischen einem deutschen Staatsan-
gehörigen und einem Unionsbürger sowie unter Unionsbürgern verstanden. 

5 Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Zahlen des Statistischen Bundesam-
tes, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Natürliche Bevölkerungsbewegung, 2012, Fachserie 
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